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Sehr geehrter Herr Mag. Worel! 

Ich danke für die übermittlung des Gesetzesentwurfes, mit dem 

das Bundesgesetz über die Dokumentation im Gesundheitswesen 

geändert werden soll. 

Aus der Sicht der konfessionellen Spitalserhalter ist dazu 

folgendes anzumerken: 

Im Sinne der Chancengleichhei t für alle 

Spitalserhalter 

Sicherung von 

sollten alle fondsfinanzierten 

Krankenanstalten Einsicht in die dem Land/Landesfonds und dem 

Bundesministerium für Gesundheit und Frauen übermittelten 

Daten haben. Nach der derzeitigen - durch den Gesetzesentwurf 

nicht veränderten Rechtslage hat lediglich das Land einen 

derartigen Einblick, was diesem zu einem Wettbewerbsvorteil 

verhilft. Es muß im Interesse der Gesundheitspolitik sein, 

nicht nur den Landes- und Gemeindespitälern die Möglichkeit zu 
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bieten, sich entsprechend zu 

sonstigen gemeinnützigen und 

die landes fonds finanziert sind. 

2 

verbessern, sondern auch den 

öffentlichen Krankenanstalten, 

Sollten dagegen datenschutzrechtliche Argumente ins Treffen 

geführt werden, wäre es ohne weiteres möglich, durch 

entsprechende Anonymisierung der Daten eine rechtlich 

einwandfreie Vorgangsweise zu schaffen. 

Im einzelnen wird 

Entwurfes, der die 

den Landeshauptmann 

zu § 2 Abs (2) sowie § 7 Abs (2) des 

Vorlage der jeweiligen Statistikdaten an 

mit der Möglichkeit der Einbingung der 

Landesfonds regelt, angeregt, daß allenfalls vorhandene 

landesgesetzliche Vorschriften, insbesondere im Hinblick auf 

darin enthaltene Terminsetzungen mit dem vorliegenden 

Gesetzesentwurf akkordiert werden sollten. 

Dem Präsidium des Nationalrates wurden 25 Gleichschriften der 

Stellungnahme übermittelt. 

Mit den besten�hlUngen 

Dr. Christian Kuhn 
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